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219/23 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 
9.  BImSchV) zur Errichtung und zum Betrieb von drei 
Anlagen zur Nutzung von Windenergie in Rosendahl

Der Landrat des Kreises Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 
48653 Coesfeld, hat der Windenergie Oberdarfeld GmbH & 
Co. KG in Gr., Höven 35, 48720 Rosendahl, mit Datum vom 
12.12.2023 eine Genehmigung mit folgendem verfügenden 
Teil erteilt: 
„Hiermit wird Ihnen auf Ihren Antrag vom 23.09.22 die Ge-
nehmigung zur Errichtung und zum Betrieb von drei geneh-
migungspflichtigen Anlagen zur Nutzung von Windenergie 
am Standort 48720 Rosendahl erteilt. Die Maßnahme darf 
auf den Grundstücken in Rosendahl, Kreis Coesfeld, Gemar-
kung Darfeld, Flur 15, Flurstück 154 (WEA 1), Flur 14, Flur-
stücke 603 und 697 (WEA 2) sowie Flur 14, Flurstück 152 
(WEA 3) durchgeführt werden.“

Eingeschlossene Entscheidung:
-	 Baugenehmigung gemäß Landesbauordnung Nordrhein-

Westfalen.

Der Genehmigungsbescheid ist unter Nebenbestimmungen 
zum Baurecht/Brandschutz, zum Immissionsschutz, Gewäs-
ser- und Grundwasserschutzes, Natur-, Arten- und Land-
schaftsschutz, Arbeitsschutz, zum Abfallentsorgungsrecht 
und Bodenschutz und zur Flugsicherung ergangen.

Es wird hiermit bekanntgegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides vom 12.12.2023 in der Zeit 
vom 02.01.2024 bis einschließlich 15.01.2024 während der 
Dienststunden an folgenden Stellen ausliegt:

1.	 Gemeinde Rosendahl, Raum 127, Hauptstraße 30, 
48720 Rosendahl;

2.	 Stadt Billerbeck, Foyer, Markt 1, 48727 Billerbeck
3.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 218, 

Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Daneben besteht die Möglichkeit, den Genehmigungsbe-
scheid im oben genannten Zeitraum einzusehen unter der 
Adresse https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/
umwelt-natur/bekanntmachungen.html. Die Entscheidung 
wird zudem über das zentrale UVP-Portal des Landes NRW 
unter https://www.uvp-verbund.de/nw bekannt gemacht.

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diesen Genehmigungsbescheid kann innerhalb eines 
Monats nach Ablauf der Auslegungsfrist Klage beim Oberver-
waltungsgericht Münster, Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster 
oder Postfach 6309, 48033 Münster erhoben werden.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch ge-
genüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt.

Coesfeld, den 19.12.2023

Kreis Coesfeld 
Der Landrat
70.1-2022/0979
Im Auftrag
gez. Frank Geburek

220/23 – Kreis Coesfeld

Bekanntmachung gemäß § 21a der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über das Genehmigungsverfahren – 
9. BImSchV) zur Errichtung und zum Betrieb einer An-
lage zur Haltung und zur Aufzucht von Lege- und Jung-
hennen in Osterwick

Der Landrat des Kreises Coesfeld, Friedrich-Ebert-Str. 7, 
48653 Coesfeld, hat Herrn Melchior Sengenhorst, Ludge-
rusweg 8, 48720 Rosendahl, mit Datum vom 20.12.2023 
eine Genehmigung mit folgendem verfügenden Teil erteilt: 
„Hiermit wird Ihnen auf Ihren Antrag vom 25.06.2021 die Ge-
nehmigung zur Errichtung und zum Betrieb einer genehmi-
gungspflichtigen Anlage zur Haltung und zur Aufzucht von 
54.000 Legehennen und 18.000 Junghennen in Form der 
Erweiterung des Legehennenbetriebs durch die Errichtung 
eines Legehennenstalls als Rondellstall (Freilaufrundstall) 
mit Eierlager, eines Junghennenstalls, einer Eiersortieranla-
ge und der Erweiterung der Kotlagerhalle am Standort Lud-
gerusweg 8, Gemarkung Osterwick, Flur 27, Flurstücke 38, 
50 und 61 erteilt.“

Eingeschlossene Entscheidung:
-	 Baugenehmigung gemäß Landesbauordnung Nordrhein-

Westfalen (einschließlich Abweichungen von bauaufsicht-
lichen Anforderungen).

Der Genehmigungsbescheid ist unter Nebenbestimmungen 
zum Baurecht/Brandschutz, zum Immissionsschutz, zum 
Gewässer- und Bodenschutz, zum Landschaftsschutz, zum 
Arbeitsschutzes und zum Veterinärrecht ergangen.

Es wird hiermit bekanntgegeben, dass eine Ausfertigung 
des Genehmigungsbescheides vom 20.12.2023 in der Zeit 
vom 03.01.2024 bis einschließlich 16.01.2024 während der 
Dienststunden an folgenden Stellen ausliegt:

1.	 Gemeinde Rosendahl, Raum 127, Hauptstraße 30, 
48720 Rosendahl;

2.	 Kreisverwaltung Coesfeld, Abt. 70-Umwelt, Raum 218, 
Friedrich-Ebert-Str. 7, 48653 Coesfeld.

Daneben besteht die Möglichkeit, den Genehmigungsbe-
scheid im oben genannten Zeitraum einzusehen unter der 
Adresse https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/
umwelt-natur/bekanntmachungen.html. Die Entscheidung 
wird zudem über das zentrale UVP-Portal des Landes NRW 
unter https://www.uvp-verbund.de/nw bekannt gemacht.

Rechtsmittelbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist beim Ver-
waltungsgericht Münster, Piusallee 38, 48147 Münster oder 
Postfach 80 48, 48043 Münster, schriftlich oder zur Nieder-
schrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. 

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektro-
nischen Dokuments an die elektronische Poststelle des 
Gerichts erhoben werden. Das elektronische Dokument 
muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. 
Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der 
verantwortenden Person versehen sein oder von der verant-
wortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermitt-
lungsweg gemäß § 55a Abs. 4 Verwaltungsgerichtsordnung 
(VwGO) eingereicht werden. Die für die Übermittlung und 
Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über 
die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen 
Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Be-

https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/umwelt-natur/bekanntmachungen.html
https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/umwelt-natur/bekanntmachungen.html
https://www.uvp-verbund.de/nw
https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/umwelt-natur/bekanntmachungen.html
https://www.kreis-coesfeld.de/themen-projekte/umwelt-natur/bekanntmachungen.html
https://www.uvp-verbund.de/nw
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hördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung 
– ERVV) vom 24. November 2017 (BGBl. I S. 3803) in der 
derzeit geltenden Fassung.

Falls die Frist durch das Verschulden eines von Ihnen Be-
vollmächtigten versäumt werden sollte, so würde dessen 
Verschulden Ihnen zugerechnet werden

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch ge-
genüber Dritten, die keine Einwendungen erhoben haben, 
als zugestellt.

Coesfeld, den 20.12.2023

Kreis Coesfeld 
Der Landrat
70.1-2021/0695-0193524
Im Auftrag
gez. Frank Geburek

221/23 - Kreis Coesfeld

Änderung der Allgemeinverfügung zur Umsetzung der 
Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesund-
heit (BMG) nach § 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) 
19.04.2023 (Banz AT 25.04.2023 B4) bezüglich des Ver-
sorgungsmangels der Bevölkerung mit antibiotikahal-
tigen Säften für Kinder

In Abänderung der Allgemeinverfügung zur Umsetzung der 
Bekanntmachung des Bundesministeriums für Gesundheit 
(BMG) nach § 79 Abs. 5 Arzneimittelgesetz (AMG) vom 
19.04.2023 (Banz AT 25.04.2023 B4) bezüglich des Ver-
sorgungsmangels der Bevölkerung mit antibiotikahaltigen 
Säften für Kinder (Nr. 93/23 im Amtsblatt 13/2023 vom 
30.05.2023) wird die Befristung bis zum 31.12.2023 aufge-
hoben.

Die Verfügbarkeit der antibiotikahaltigen Säfte für Kinder 
liegt weiterhin unter dem Bedarf. 
Die Allgemeinverfügung wird daher weiterhin aufrechterhal-
ten, solange der festgestellte Versorgungsmangel bestehen 
bleibt.

Coesfeld, 22. Dezember 2023

Kreis Coesfeld
Der Landrat
gez. Dr. Schulze Pellengahr

222/23 - Kreis Coesfeld

Benachrichtigung des Kreises Coesfeld über die Anord-
nung einer öffentlichen Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
an Herrn Stefan Petrica

Ein Dokument des Kreises Coesfeld vom 08.11.2023, Ak-
tenzeichen 36-345142-fr, ist zuzustellen an Herrn Stefan 
Petrica, zuletzt wohnhaft in RO-905700 Navodari, Albinelor 
Nr. 20 B/A8.
Das Dokument konnte bisher nicht zugestellt werden, weil 
eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder keinen Er-
folg verspricht.

Mit Anordnung vom 18.12.2023 wurde die öffentliche Zu-
stellung durch eine Bekanntmachung angeordnet. Das Do-

kument kann eingesehen und vom Empfänger in Empfang 
genommen werden auf meiner Dienststelle in

48249 Dülmen 
Kreuzweg 27 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Frau Frieling 

Rechtsgrundlage für diese öffentliche Zustellung ist § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV NW S.94) in der zurzeit geltenden Fassung. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
Sofern das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, 
kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben.

Dülmen, den 18.12.2023 

Kreis Coesfeld 
Der Landrat 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Im Auftrag 
gez. Frieling 

223/23 - Kreis Coesfeld

Benachrichtigung des Kreises Coesfeld über die Anord-
nung einer öffentlichen Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
an Herrn Arsen Abdullaev

Ein Dokument des Kreises Coesfeld vom 20.12.2023, Akten-
zeichen 36 VA COE-AA666, ist zuzustellen an Herrn Arsen 
Abdullaev, zuletzt wohnhaft in Butterkamp 43 a, 48249 Dül-
men.
Das Dokument konnte bisher nicht zugestellt werden, weil 
der Aufenthalt des Empfängers unbekannt ist. 

Mit Anordnung vom 20.12.2023 wurde die öffentliche Zu-
stellung durch eine Bekanntmachung angeordnet. Das Do-
kument kann eingesehen und vom Empfänger in Empfang 
genommen werden auf meiner Dienststelle in

48249 Dülmen 
Kreuzweg 27 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Frau Boulahya 

Rechtsgrundlage für diese öffentliche Zustellung ist § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV NW S.94) in der zurzeit geltenden Fassung. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
Sofern das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, 
kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben.

Dülmen, den 20.12.2023 

Kreis Coesfeld 
Der Landrat 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Im Auftrag 
gez. Boulahya 

https://www.kreis-coesfeld.de/aktuelles/amtsblatt/amtsblatt-archiv/amtsblatt-archiv-einzelansicht/amtsblatt-nr-13-2023-ist-erschienen.html
https://www.kreis-coesfeld.de/aktuelles/amtsblatt/amtsblatt-archiv/amtsblatt-archiv-einzelansicht/amtsblatt-nr-13-2023-ist-erschienen.html
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224/23 - Kreis Coesfeld

Benachrichtigung des Kreises Coesfeld über die Anord-
nung einer öffentlichen Zustellung gem. § 10 LZG NRW 
an Herrn Ingo Westermann

Ein Dokument des Kreises Coesfeld vom 06.12.2023, Ak-
tenzeichen 36-338762-fr, ist zuzustellen an Herrn Ingo We-
stermann, zuletzt wohnhaft in GB-1JF London, 34 Sussex 
Court Spring Street.
Das Dokument konnte bisher nicht zugestellt werden, weil 
eine Zustellung im Ausland nicht möglich ist oder keinen Er-
folg verspricht.

Mit Anordnung vom 22.12.2023 wurde die öffentliche Zu-
stellung durch eine Bekanntmachung angeordnet. Das Do-
kument kann eingesehen und vom Empfänger in Empfang 
genommen werden auf meiner Dienststelle in

48249 Dülmen 
Kreuzweg 27 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Frau Frieling 

Rechtsgrundlage für diese öffentliche Zustellung ist § 10 des 
Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) vom 
07.03.2006 (GV NW S.94) in der zurzeit geltenden Fassung. 
Durch diese öffentliche Zustellung können Fristen in Gang 
gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. 
Sofern das Dokument eine Ladung zu einem Termin enthält, 
kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur Folge haben.

Dülmen, den 22.12.2023 

Kreis Coesfeld 
Der Landrat 
Abteilung 36-Straßenverkehr 
Im Auftrag 
gez. Frieling 

225/23 - Stadt Dülmen

1.)	102. Änderung des Flächennutzungsplanes für die 
Bereiche „Buschwiesen“ und „Am Kettbach“ 

2.)	Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 248 „Busch-
wiesen“

hier: Aufstellungsbeschluss

Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen hat in 
ihrer Sitzung am 07.12.2023 folgende Beschlüsse gefasst:

zu 1.)
Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden Fassung wird die 
Einleitung des Verfahrens zur 102. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes für die Bereiche „Buschwiesen“ und „Am 
Kettbach“ in den Gemarkungen Dülmen-Stadt und Dülmen-
Kirchspiel beschlossen.

zu 2.)
Gemäß § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) in der zurzeit geltenden Fassung wird die 
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungs-
planes Nr. 248 „Buschwiesen“ für einen Bereich zwischen 
dem Olfener Weg, dem Sythener Weg, der Lüdinghauser 
Straße und der Fröbelstraße in der Gemarkung Dülmen-
Stadt beschlossen.

Die räumlichen Geltungsbereiche der o. g. Beschlüsse sind 
dem mitveröffentlichten Übersichtsplan zu entnehmen.

Die räumlichen Geltungsbereiche sind auch online unter der 
Internet-Adresse 

https://www.o-sp.de/duelmen/plan/uebersicht.php?pid=76795 
(Flächennutzungsplan)

und

https://www.o-sp.de/duelmen/plan/uebersicht.php?pid=71690 
(Bebauungsplan)

abrufbar.

Mit dieser Bekanntmachung wird die Einleitung der o. g. Ver-
fahren gemäß § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Dülmen, den 08.12.2023

Stadt Dülmen - FB 61 -
Der Bürgermeister
In Vertretung
gez. Mönter
Stadtbaurat

https://www.o-sp.de/duelmen/plan/uebersicht.php?pid=76795
https://www.o-sp.de/duelmen/plan/uebersicht.php?pid=71690
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Anlage zu Nr. 225/23 - Stadt Dülmen

226/23 - Stadt Dülmen

X. Änderungssatzung vom 11.12.2023 zur Satzung über 
die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inanspruch-
nahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflege und offenen Ganztagsschulen auf 
dem Gebiet der Stadt Dülmen vom 15.07.2011

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe 
f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) und des § 90 SGB VIII 
und der §§ 50 und 51 des Gesetzes zur frühen Bildung und 

Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – KiBiz) - 
Sechstes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Jugend-
hilfegesetzes – SGB VIII - vom 03. Dezember 2019 (GV 
NRW Seite 877) in der jeweils zur Zeit gültigen Fassung hat 
die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen in ihrer 
Sitzung am 07.12.2023 folgende X. Änderungssatzung vom 
11.12.2023 zur Satzung über die Erhebung von Elternbei-
trägen für die Inanspruchnahme von Angeboten in Kinderta-
geseinrichtungen, Kindertagespflege und offenen Ganztags-
schulen auf dem Gebiet der Stadt Dülmen vom 15.07.2011 
beschlossen:
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Artikel I

1)	 Die Bezeichnung der Satzung wird wie folgt geändert:

„Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die 
Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege, offenen Ganztagsschulen und 
Übermittagbetreuungen auf dem Gebiet der Stadt Dülmen 
vom 15.07.2011.“ 

2)	 Die Präambel der Satzung wird wie folgt neu gefasst:

„aufgrund der §§ 7 Abs. 1 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f 
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) und des § 90 SGB VIII 
und der §§ 4 Abs.5, 50 und 51 des Gesetzes zur frühen Bil-
dung und Förderung von Kindern (Kinderbildungsgesetz – 
KiBiz) - Viertes Gesetz zur Ausführung des Kinder- und Ju-
gendhilfegesetzes – SGB VIII - vom 30. Oktober 2007 (GV 
NRW Seite 462) in der jeweils zur Zeit gültigen Fassung hat 
die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Dülmen in ihrer 
Sitzung am 14. Juli 2011 folgende Satzung beschlossen:“

3)	 § 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Diese Satzung regelt die Erhebung von Elternbeiträgen für 
die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege, offenen Ganztagsschulen und 
Übermittagbetreuungen auf dem Gebiet der Stadt Dülmen.“

4)	 § 2 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst: 

„Für die Inanspruchnahme von Angeboten der Kinderta-
geseinrichtungen, der Kindertagespflege, der offenen Ganz-
tagsschulen und der Übermittagbetreuungen im Sinne des 
Kinderbildungsgesetzes NRW (KiBiz) bzw. des Runder-
lasses des Ministeriums für Schule und Weiterbildung vom 
23.12.2010 (AIB. NRW. 1/11 S. 38) gebundene und offene 
Ganztagsschulen sowie außerunterrichtliche Ganztags- und 
Betreuungsangebote in Primarbereich und Sekundarstufe I, 
an deren Finanzierung die Stadt Dülmen beteiligt ist, erhebt 
der örtliche Träger der öffentlichen Jugendhilfe, die Stadt 
Dülmen, gemäß § 51 Abs. 1 und Abs. 5 KiBiz von den Eltern 
öffentlich-rechtliche Elternbeiträge. Bei der Festsetzung der 
Elternbeiträge für die Inanspruchnahme von Angeboten der 
Kindertageseinrichtungen, der Kindestagespflege und der 
offenen Ganztagsschulen wurde gemäß § 51 Abs. 4 und 5 
KiBiz eine soziale Staffelung vorgesehen und die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit der Eltern sowie die Betreuungszeit 
berücksichtigt.“

5)	 § 2 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Für die Erhebung der Elternbeiträge teilt der Träger der 
Tageseinrichtung für Kinder, der von der Stadt mit der Ver-
mittlung von Kindertagespflegeplätzen Beauftragte bzw. der 
Träger der offenen Ganztagsschule und der Übermittagbe-
treuungen dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhil-
fe die Namen, Anschriften, Geburtsdaten, die Betreuungs-
zeiten, die Aufnahme- und Abmeldedaten der Kinder sowie 
die entsprechenden Angaben der Personensorgeberech-
tigten unverzüglich mit.“

6)	 § 3 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Beitragszeitraum für die Inanspruchnahme des Angebots in 
einer Kindertageseinrichtung, einer offenen Ganztagsschule 
und der Übermittagbetreuung ist das Kindergartenjahr; die-
ses entspricht dem Schuljahr.
Die Beitragspflicht beginnt mit dem 1. eines Monats, in dem 
der Betreuungsplatz dem Kind zur Verfügung steht und en-
det mit Ablauf des Monats, in dem das Betreuungsverhältnis 
endet.“ 

7)	 § 3 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Die Höhe des Elternbeitrages richtet sich nach dem Ein-
kommen der Beitragspflichtigen und der in Anspruch ge-
nommenen Betreuungsformen gemäß der Anlage zu dieser 
Satzung. 
Die Beitragspflicht besteht unabhängig von einer tatsäch-
lichen Inanspruchnahme der Betreuung. Sie wird durch die 
Schließungszeiten der Tageseinrichtungen für Kinder, der 
offenen Ganztagsschulen und der Übermittagbetreuungen 
nicht berührt.“ 

8)	 § 3 Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: 

„Werden die Beiträge für die Kindertagespflege, die offene 
Ganztagsschule oder die Übermittagbetreuungen über ei-
nen Zeitraum von mehr als drei aufeinander folgenden Ka-
lendermonaten unbegründet nicht gezahlt, kann das Betreu-
ungsverhältnis durch die Stadt Dülmen aufgelöst werden.“ 

9)	 § 6 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 

„Besuchen mehr als ein Kind eines Beitragspflichtigen 
gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung, Kindertagespflege 
oder eine offene Ganztagsschule, so ist für das zweite und 
jedes weitere Kind ein um 75 von Hundert ermäßigter Bei-
trag zu zahlen. Als Erstkind gilt das Kind, für das sich nach 
dem Einkommen, der Betreuungsart und der Betreuungs-
form der höchste Beitrag ergibt. Ist ein Kind eines Beitrags-
pflichtigen nach § 51 Abs. 1 KiBiz beitragsbefreit, so ist für 
jedes Geschwisterkinder, das nicht nach § 51 Abs. 1 KiBiz 
beitragsbefreit ist, ein um 75 von Hundert ermäßigter Beitrag 
zu zahlen. Mehrlingskinder werden in Satz 1 und Satz 3 wie 
ein Kind gezählt. Ergäben sich ohne die Regelung aus Satz 
4 unterschiedlich hohe Beiträge für Mehrlingskinder, so ist 
der höchste Beitrag zu zahlen.“ 

10)	§ 6 Absatz 7 wird neu aufgenommen:

„Abweichend von § 6 Abs. 1, 2, 4 und 5 ist für die Inan-
spruchnahme des Angebotes der Übermittagbetreuung ein 
einheitliches Entgelt entsprechend der Anlage dieser Sat-
zung zu zahlen. Der § 6 Abs. 3 und 6 findet auch für die 
Inanspruchnahme des Angebotes der Übermittagbetreuung 
Anwendung.“

11)	§ 7 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„Die Elternbeiträge für die Inanspruchnahme von Angeboten 
in Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflege und offenen 
Ganztagsschulen sind nach der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der Eltern gestaffelt. Diese Leistungsfähigkeit er-
gibt sich aus ihrem Einkommen. Einkommen im Sinne dieser 
Satzung ist die Summe der positiven Einkünfte der Eltern 
im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Einkommenssteuerge-
setzes und vergleichbaren Einkünften, die im Ausland er-
zielt werden. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten 
Ehegatten ist nicht zulässig. Dem Einkommen im Sinne des 
Satzes 1 sind steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen 
sowie die zur Deckung des Lebensunterhaltes bestimmten 
öffentlichen Leistungen für die Eltern und das Kind, für das 
der Elternbeitrag gezahlt wird, hinzuzurechnen. Das Baukin-
dergeld des Bundes und das Kindergeld nach dem Bundes-
kindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist nicht 
hinzuzurechnen; das Elterngeld und das Betreuungsgeld 
nach dem Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (BEEG) 
bleibt in Höhe der in § 10 Abs. 1 und 3 BEEG genannten 
Beträge bei der Ermittlung des maßgeblichen Einkommens 
unberücksichtigt. Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem 
Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung 
eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall 
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des Ausscheidens eine lebenslängliche Versorgung oder 
an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetz-
lichen Rentenversicherung nachzuversichern, dann ist dem 
nach diesem Absatz ermittelten Einkommen ein Betrag von 
10 v. H. der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis 
oder aufgrund der Ausübung des Mandats hinzuzurechnen. 
Für das zweite und jedes weitere Kind sind die nach § 32 
Abs. 6 Einkommenssteuergesetz zu gewährenden Freibe-
träge und für jedes Kind, die gem. § 10 Abs. 1 Nr. 5 Einkom-
menssteuergesetz bei den Sonderausgaben steuerlich an-
erkannten Kinderbetreuungskosten von dem nach diesem 
Absatz ermittelten Einkommen abzuziehen.“

12)	 § 8 Absatz 1 wird wie folgt neu gefasst:

„In begründeten Ausnahmefällen kann der Elternbeitrag für 
die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrich-
tungen, Kindertagespflege und offenen Ganztagsschulen 
nach dieser Satzung auf Antrag ganz oder teilweise erlassen 
werden, wenn die Belastung der Eltern und dem Kind nicht 
zuzumuten ist. Die Entscheidung trifft der örtliche Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe nach den gesetzlichen Vorschriften 
des § 90 Achtes Sozialgesetzbuch (SGB VIII).“ 

13)	Der Anlage zu § 6 Absatz 1 wird die nachfolgende Eltern-
beitragstabelle für Einrichtungen der Übermittagbetreu-
ung hinzugefügt: 

Übermittagbetreuung Monatlicher 
Elternbeitrag

Anna-Katharina-Emmerick-Schule, 
Standort Dülmen Mitte

55,00 €

Anna-Katharina-Emmerick-Schule, 
Standort Dülmen Rorup

70,00 €

Augustinus-Schule 55,00 €
Paul-Gerhardt-Schule / Kardinal-von-
Galen-Schule, Standort Dülmen-Mitte

55,00 €

Paul-Gerhardt-Schule / Kardinal-von-
Galen-Schule, Standort Dülmen-Merfeld

55,00 €

Grundschule Dernekamp 55,00 €
St. Mauritius Schule 55,00 €
St. Georg Schule 70,00 €

Artikel II

Diese Änderungssatzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2024 
in Kraft.

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende X. Änderungssatzung vom 11.12.2023 zur Sat-
zung über die Erhebung von Elternbeiträgen für die Inan-
spruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen, 
Kindertagespflege und offenen Ganztagsschulen auf dem 
Gebiet der Stadt Dülmen vom 15.07.2011 wird hiermit öf-
fentlich bekannt gemacht. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn, eine vorgeschriebene Geneh-
migung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, diese Satzung ist nicht ordnungs-
gemäß öffentlich bekannt gemacht worden, der Bürgermei-
ster hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder der 
Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vor-

her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die 
Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Dülmen, 11.12.2023

Stadt Dülmen
Der Bürgermeister
gez. Hövekamp 

227/23 - Musikschule Coesfeld

Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Musikschule 
der Gemeinden Billerbeck, Coesfeld und Rosendahl“ für 
das Haushaltsjahr 2024

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023) in 
Verbindung mit §§ 18 und 19 des Gesetzes über kommu-
nale Gemeinschaftsarbeit i. d. F. der Bekanntmachung vom 
01.10.1979 (GV NW S. 621/SGV NW 202), jeweils in der 
zurzeit gültigen Fassung, hat die Verbandsversammlung 
gem. § 6 der Satzung des Zweckverbandes „Musikschule 
der Gemeinden Billerbeck, Coesfeld und Rosendahl“ am 
07.11.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehenden Einzahlungen und zu leistenden 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird 

im Ergebnisplan mit	
dem Gesamtbetrag der Erträge auf 	 1.168.400 €
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf	 1.168.400 €

im Finanzplan mit	
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf	 1.167.700 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf	 1.175.500 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf		  0 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit auf      		  15.000 €

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf		  0 €
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus der Finanzierungstätigkeit auf	               	 0 €

festgesetzt.

§ 2

Die Verbandsumlage für das Haushaltsjahr 2024 wird auf 
558.400,00 € festgesetzt.

Sie beträgt für die

Stadt Billerbeck	   85.231,00€
Stadt Coesfeld	 409.600,00 €
Gemeinde Rosendahl	   63.569,00 €
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§ 3

Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt.

§ 4

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt.

§ 5

Die Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage zum Aus-
gleich des Ergebnisplans ist nicht vorgesehen. 

§ 6

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in 
Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 65.000,00 € 
festgesetzt.

§ 7

Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden sämtliche 
Haushaltspositionen gem. § 21 Kommunalhaushaltsverord-
nung (KomHVO) zu einem Budget „Musikschule“ verbun-
den. Innerhalb dieses Budgets sind die Summe der Erträge 
und die Summe der Aufwendungen für die Haushaltsführung 
verbindlich. Dies gilt auch für Einzahlungen und Auszah-
lungen für Investitionen.

Mehrerträge in dem Budget berechtigen zu Mehraufwen-
dungen. Das Gleiche gilt für Mehreinzahlungen und Mehr-
auszahlungen für Investitionen.

§ 8

Der Zustimmung der Verbandsversammlung bedürfen über- 
und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, 
soweit sie je Position den Betrag von 10.000,00 € über-
schreiten.

Beträge unter 10.000,00 € gelten generell als unerheblich.

2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Jahr 2024 wird 
hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Die nach § 19 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale 
Gemeinschaftsarbeit in der zurzeit gültigen Fassung er-
forderliche Genehmigung über die Festsetzung der Ver-
bandsumlage in § 2 dieser Satzung ist vom Landrat als 
untere staatliche Verwaltungsbehörde mit Verfügung vom 
14.12.2023 erteilt worden.

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn

a) 	eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

	
b) 	diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden,
	

c) 	 der Verbandsvorsteher hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet,

	
d) 	 der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 

Zweckverband vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.

Coesfeld, den 18.12.2023

Zweckverband „Musikschule der Gemeinden 
Billerbeck, Coesfeld und Rosendahl“
gez. Dr. M. Boland-Theißen 
(Verbandsvorsteherin)

228/23 - Sparkasse Westmünsterland

Aufgebote von Sparurkunden der Sparkasse Westmünster-
land

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 318110467 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 12.03.2024 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 12.12.2023 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand

Aufgebot

Der Gläubiger der bei der Sparkasse Westmünsterland mit 
der Nr. 337259212 geführten Spareinlage beantragt das 
Aufgebot der hierüber ausgestellten Sparurkunde. 

Die SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND fordert den Inha-
ber der Urkunde auf, spätestens bis zum 19.03.2024 seine 
Rechte unter Vorlage der obigen Sparurkunde anzumelden.

Sollten bis zu diesem Termin keine Ansprüche geltend ge-
macht werden, wird die Urkunde für kraftlos erklärt.

Ahaus / Dülmen, den 19.12.2023 

SPARKASSE WESTMÜNSTERLAND
gez. Der Vorstand


